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Stellungnahme zur 2. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes „Windpark am
Galgenberg“ - Neufassung I“ der Ortsgemeinde Rothselberg (L 372)
Hier: Beteiligung der Behörden gern. § 4 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

von Seiten unserer Dienststelle bestehen aufgrund der uns vorgelegten Planungsunterlagen ge­
gen die hiesige Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes keine grundsätzlichen Be­
denken.

Planvorhaben (Verödung und Erschließung):

Vorliegend ist geplant, durch die 2. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes die bau­
planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein Repowering einer Windenergieanlage zu schaf­
fen.
Das Plangebiet befindet sich in der Gemarkung Rothselberg im unmittelbaren Bereich der L 372 
(im Bereich der freien Strecke außerhalb von Ortsdurchfahrten).
Die verkehrliche Erschließung soll It. Begründung über angrenzende Wirtschaftswege erfolgen, 
die sodann in die L 372 einmünden.

Straßenrechtlich zu beachtende Abstände:

Der Abstand von Windenergieanlagen zum äußeren Rand der befestigten Fahrbahn von klassi­
fizierten Straßen muss mindestens der Baubeschränkungszone (vgl. § 23 Abs. 1 LStrG RLP) 
entsprechen. Eine Zustimmung zum Bau innerhalb der Baubeschränkungszone wird nicht er­
teilt.
Zulässig ist, dass der Rotor in die Baubeschränkungszone hineinragt, jedoch nicht in die Bau­
verbotszone (vgl. § 22 Abs. 1 Nr. 1 LStrG). Da der Rotor Bestandteil der Windenergieanlage ist, 
bedarf dies jedoch der Zustimmung der Straßenbaubehörde.
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Ferner empfehlen wir aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs die Einhaltung 
der Kipphöhe (= % Fundamentdurchmesser + Nabenhöhe + % Rotordurchmesser).

Da der Rotor der Windenergieanlage vorliegend minimal (ca. 2,50 m) in die Baubeschränkungs­
zone der L 372 (40 m, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der L 372) hin­
einragt, können wir die hierfür notwendige Zustimmung gern. § 23 Abs. 1 LStrG in Aussicht stel­
len, die sodann im Bauantrags- bzw. BImSchG-Verfahren erteilt werden wird.

Die Windenergieanlage an sich befindet sich mit einer Entfernung von ca. 125 m außerhalb der 
straßenrechtlich zu beachtenden Abstände (§§ 22 Abs. 1 Nr. 1 und 23 Abs. 1 LStrG).

Verkehrliche Erschließung:

Wir weisen darauf hin, dass es sich bei der Erschließung über das klassifizierte Straßennetz au­
ßerhalb von Ortsdurchfahrten um den Tatbestand der Sondernutzung im Sinne der Straßenge­
setze (hier: LStrG RLP) handelt, für die eine jährliche Gebühr (Sondernutzungsgebühr) festge­
legt und erhoben wird.
Darüber hinaus ist eine Zustimmung der Straßenbaubehörde gern. §§ 22 Abs. 5 i.V.m. Abs. 1 
Nr. 2 LStrG notwendig.

Die straßenbaubehördliche Zustimmung und Sondernutzungserlaubnis für die geplante Zuwe- 
gung können wir vorliegend ebenfalls in Aussicht stellen, sie wird sodann im Bauantrags- bzw. 
BImSchG-Verfahren erteilt werden.

Forderungen und Hinweise:

Die Zufahrten zur klassifizierten Straße, die uns im weiteren Verfahren im Detail mitzuteilen 
sind, sind in Abstimmung mit der zuständigen Straßenmeisterei sowie nach deren Weisung her­
zustellen.

Wir gehen davon aus, dass wir im Rahmen konkreterer Baurechtsverfahren (Baugeneh­
migung, Verfahren nach dem BImSchG) als Träger öffentlicher Belange beteiligt werden 
bzw. bereits beteiligt wurden. Entsprechende Auflagen unsererseits - insbesondere in 
Bezug auf die verkehrliche Erschließung - sind zu beachten.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

gez.

Niklas Linck
(Fachgruppenleiter)
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